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MirtscksMicke Wnisckau
Nach dem Dawesplan soll Deutschland seine Repara -

tione» allein aus den Überschüssen seiner Ausfuhr leisten.
AeK ist die Grundlage der Regelung der Reparationen ,
die uns das Londoner Abkommen brachte, und mit der
Annahme dieses Grundsatzes durch die Alliierten war
einer fundamentalen volkswirtschaftlichen, die deutsche
Zustimmung in erster Linie ermöglichenden Tatsache
Rechnung getragen worden . Erst dieser Tage wieder hat
der Generalagent für Reparationszahlung in Paris der
Reparationskommission gegenüber betont , daß Deutsch-
land seine Verpflichtungen in vollkommen einwandfreier
Weise erfüllte. Aber gerade deshaü » darf Deutschland
nur Handelsverträge abschließen, die ihm diese Erfüllung
weiter gestatten . Das Minimum , das Deutschland bei
allen Handelsverträgen beanspruchen muß , ist die gegen -
seittge Meistbegünstigung und ztvar eine solche, die nicht
durch die Anwendung eines „ Minimaltarifs "

, dessen Zoll -
sätze die Einfuhr , unserer Waren ausschließen , beschränkt
wird .

Deutschland hat am Ende der Vorwoche die absolut un-
annehmbaren ersten Vorschläge Frankreichs , das sog. Pro -
visorium, zurückgewiesen und am Samstag , 10 . Januar ,
ist der vertragslose Zustand eingetreten , bei dem Deutsch -
land zwÄsellos der Stärkere ist . Namentlich Elsatz -
Lothringen, das infolge der Vergünstigungen des Ver¬
trags von Versailles seine Ausfuhr nach Deutschland der-
art steigern konnte, daß einer französifchen Ausfuhr von
486 Millionen Goldmark nach Deutschlandnur eineHeutsche
Einfuhr von 80,8 Millionen gegenüberstand, ist dadurch
derart betroffen, daß Frankreich nicht auf seinen ersten
Forbeningen bestehen konnte, ebenso das Saargebiet , das
Frankreich in sein Zollgebiet einbeziehen will , und dessen
Ausfuhr nach Deutschland 47 Millionen betrug , während
die deutsche Einfuhr 39 Millionen ausmache . Waren
aus Elsaß-Lothringen und dem Saargebiet " nd eben in
erster Linie auf den Absatz nach Deutschland angewiesen
und haben einfach keine anderen Absatzgebiete als Deutsch -
land . Die Borstellungen Elsaß -Lothringens in Paris
haben bis zu einem gewisse» >Erade gewirkt, und Frank -
reich überreichte neue Vorschläge . Diese Vorschläge wur -
den jedoch deutscherseits gleichfalls nicht akzeptiert und mit
Gegenvorschlägen beantwortet , über die augenblicklich ver¬
handelt wird . Wenn die verschiedenen Privatmeldungen zu-
treffen, ist Deutschland bereit, in der Frage der elsaß-
lothringischen Kontingente kleine Zugeständnisse zu
machen. Außerdem schlägt Deutschland eine beiderseitige
Verpflichtung vor , keine Einfuhrverbote und keine Zoller -
höhungen eintreten zu lassen, sowie die Abänderung der
französischen Zollsätze für verschiedene Waren . Zu einem
Zollkrieg ist es bis jetzt noch nicht gekommen , weil man
sich beiderseits verpflichtete , vorerst von der Anwendung
irgendwelcher Kampfmaßnahmen abzusehen.

Inzwischen ist eine Verständigung zwischen Deutsch-land und Italien erzielt worden , die ein für beide Seitenannehmbares Handelsprovisorium brachte . Da auch
Italien ein großes Interesse daran hat, mit Deutschlandeinen ordentlichen Handelsvertrag zu treten und zwarauf dem Prinzip der vollen gegenseitigen Meistbegünsti-gung, ist der Abschluß eines solchen Vertrages in abseh -
^ lver Zeit zu erwarten . Ebenso kam Deutschland mit« oleu m diesen Tagen zum Abschluß eines vorläufigenmoaus vivenäl.

S5." der Äuswertungsfrage haben wieder Verhandlungen
t Reichsfinanzministerium und der BankweltItatt^ funden. Bezüglich der Aufwertung der Reichs-anUlhrn machte das Reichsfinanzministerium Vorschläge ,

Molche die älteren Besitzer und Zeichner berücksich-ngt werden sollten . Und zwar sollen die Anleihen des
^ cmcm bestimmten mäßigen Prozentsatz in neu«°"

^ ? ? chsmark lautende Anteilstllcke umzutauschen sein ,
SSfwL 3um l 920 Stichtag gelten soll . Für je
» m? ^ nonnnal alter Anleihen soll im Wege desmches ein Betrag von 50 Reichsmark einer neuen» Methe gewährt werden. Die Banken haben sich jedochoahln ausgesprochen , daß dem Plan technische Schwierig .

st« sträuben sich in erster Linie gegen
iüüL 'J ? und Verantwortung , welche der Plan

Zerlegt . Außerdem wenden sich Banken underwarten , dagegen, daß „zwei Klassen" von
geschaffen würden , ein Einwand , der des-

ö̂ >- r
Cm i ¥ löar erscheint , da es gerade der Zweck

Aufwertung ist. die Zeichner und langjährigen
fcSl « Jf , ? " IeU)en wen vorzuziehen, welche die An-^ st spater m spekulativer Absicht erworben haben.

Im Juli 1920, dem in Aussicht genommenen Stichtag ,
galt die Mark etwa ein Zehntel ihres Goldwertes . Die
Feststellung der alten Anleihezeichner wird ztveifellos er-
hebliche Schwierigkeiten bieten. Wer der Gedanke, den-
jenigen, die tut Kriege ihr Kapital dem Reich zur Ver¬
fügung gestellt haben, wenigstens einen kleinen Ersatz zu
bieten , verdient Verwirklichung, wenn auch freilich dadurch
das größte Unrecht der Inflation deshalb nicht aus der
Welt geschafft wird , weil die bedürftigsten der alten An-
leihezeichner ihre Anleihen längst veräußert hccken . Vom
Standpunkt des Rechtes und der Billigkeit aus gesehen
können jedenfalls die Interessen der Börse damit nicht
konkurrieren, selbst wenn die Spekulation es für sich in
Anspruch nimmt , ein noch tieferes Absinken der Kurse
verhindert zu haben , als die Besitzer der Anleihen verkau-
fen mußten , um nicht zu verhungern . Registriert sei. daß
neue Pläne aufgetaucht sind , allen Besitzern von Reichs-
anleihen gegen eine geringe Zuzahlung den Umtausch
in eine verzinsliche Prämienanleihe anzubieten . Die
Börsenblätter machen jedenfalls immer kräftiger für eine
gleichmäßige Aufwertung Stimmung .

*
Die großen Finanzskandale sollen von dem durch den

Reichstag eingesetzten parlamentarischen Untersuchunĝ
ausschuß , abgesehen von der gerichtlichen Verfolgung der
Beteiligt!», geklärt werden . Daß diese Untersuchungen
möglichst beschleunigt und mit absoluter Vollständigkeit
und Schonungslosigkeit durchgeführt werden, ist unbe-
dingtes Erfordernis . Wenn jetzt in diesem Zusammen-
hang von den Parteien selbst (wie dieser Tage auch vom
Zentrum ) die Forderung ausgestellt wird , daß künftig¬
hin auf eine absolute Trennung von Politik und Geschäft
hingearbeitet werde, so ist dem nur zuzustimmen. Daß
andersalls unser politisches Leben ganz vergiftet wird
und der Kredit des Staates den schwersten Schaden erlei-
det, zeigen die Polemiken in der Parteipresse, die natürlich
weitergehen werden und deren Ende nicht abzusehen ist.
Zur Sanierung gehört auch die moralische Reinigung
unseres öffentlichen Lebens und seine Befreiung von den
schlimmen Geistern, die über uns mit Krieg, Nachkrieg
und Inflation gekommen sind.

*
Dieser Tage gab das Finanzamt Karlsruhe -Stadt be-

kannt, daß zwei Altwarenhändler wegen Steuerhinter -
ziehung mit Geldstrafen von zusammen über 7 Millionen
Mark bestraft worden sind. Allerdings handelte es sich
nicht um Reichsmark , sondern um Papiennark , da die
Steuerhinterziehung vor längerer Zeit , in der Jnslations -
zeit, erfolgte. Die Beträge werden jedoch nach dem mo-
natlichen Durchschnittsdollarkurs in Reichsmair ? aufge-
wertet und es dürfte immerhin ein ganz erklecklicher Be-
trag herauskommen. Eine derartige Bekanntgabe von
Bestrafungen erfolgt erst, wenn der Fall restlos geklärt,
sämtliche Rechtsmittel der Bestrasten erschöpft sind — sie
können bis zum Reichsfinanzhof in München gehen —
und die Strafe rechtskräftig ist. Dies kann bei dem lang -
wierigen Instanzenweg mitunter Jahre dauern , und um
einen solchen Fall handelt es sich unseres Wissens in dem
vorliegenden.

Es ist immer noch nicht genügend bekannt, über welch
drakonische Strafmittel die Finanzämter durch die Reichs-
abqabenordnung vom 13. Dez . 1919 verfiigen, die besonders
jetzt nach Einführung der stabilen Währung außerordent¬
lich wirksam werden. Diese Verordnung hat geradezu
den Zweck , Steuerhinterziehern das Handwerk sür immer
zu legen und ist imstande, den Betreffenden um seine
auf Hinterziehungen der Steuern ausgebaute Existenz
zu bringen . Die Strafen sind außerordentlich hoch und
treten unbedingt in Kraft , wenn die Steuerhinterziehun -
gen durch falsche Eintragungen in die Bücher erwiesen
sind. Hinterziehung der Umsatzsteuer wird mit einer
Geldstrafe bis zum 20fachen Betrag der hinterzogenen
Steuer oder mit Gefängnis bestraft, ähnlich hoch sind
die Bestraftingen bei den anderen Steuern . Dabei läuft
die Verjährungsfrist bei hinterzogenen Beträgen zehn
Jahre . Bei Rückfall kann auf das Doppelte der Strafe
also auf das Wache und auf Gefängnis bis zu 5 Jahren
erkannt werden. Strafverfolgungen wegen Steuerhinter -
Ziehungen verjähren auch erst in 8 Jahren . Steuerhinter -
ziehern kann auch der Betrieb auf Zeit oder Dauer still-
gelegt werden. Auch kann auf Verlust der bürgerlichen
Ehrenrechte erkannt werden. Folgende Zahlen veranschau-
lichen die Höhe der Strafe : Wird ein Betrag von 1000
Mark fünf Jahre hindurch hinterzogen, so kann auf eine
Strafe bis zu 100 000 Mk. (5X 1000 X 20) bei Rück-
fall bis zu 200 000 Mk . und auf bis zu 5 Fahre Gefängnis
erkannt werden.

Dss Kabinett Tutber gebildet
Heute Regierungserklärung im Reichstag

Donnerstag abend ist der bisherige Reichsfinanzminister
Dr . Luther vom Reichspräsidenten zum Reichskanzler ernannt
und mit der Bildung deS Kabinett ? offiziell beauftragt war-
den . Das Kabinett Luther wird heute, Freitag abend 6 Uhr,
in folgender Zusammensetzung vor den Reichstag treten :

Reichskanzler Dr . Luther,
Minister des Innern Schiele ,
Minister des Äußern Dr . Stresemann,
WirtschaftsministerDr . Neuhaus,
Arbeitsminister Dr . Brauns,
Wehrminister Dr . Gehler,
Ernährungsminister Graf Könitz ,
Postminister Stingl ,
Justizminister Schumacher .

Unbesetzt sind noch die Ressorts der Finanzen und des Ver»
kehrS.

*
Der Abg. Schiele war seit Hergts Rücktritt Vorsitzender der

Deutschnationalen Reichstagsfraktion und gehört N-nt Reichs¬
tag schon seit mehr als zehn Jahven an . Er steht wohl un-
gefähr in der Mitte der deutsche ionalen Fraktion . Der neue
Wirtschaftsminister ReuhauS, der der Deutschnationalen Volks -
Partei angehört , ist aus dem preußischen Handelsministerium
hervorgegangen , das er Ende 1921 als Ministerialdirektor ver-
ließ . Eine parlamentarische Korrespondenz behauptet, die Nach-
richt, daß er wegen Verweigerung des Eides auf die republi -
kanische Verfassung ausgeschieden sei , sei bereits aktenmäßigwiderlegt . Der neue Postminister Stingl ist aus den, bayeri-
schen Postdienst hervorgegangen und hat bereits dem KabinettEuno als Postminister angehört. Er gehört zur BayerischenVolkspartei . Dr . Schumacher, der aller Wahrscheinlichkeit nachdas Reichsjustizministerium in Verbindung mit dem Ministe-
rium für die besetzten Gebiete übernimmt , war bis jetzt Ober-
landesgerichtsrat in Düsseldorf. Er gebort dem Zentrum anund war als Provinzialvertreter für die Rheinprovinz Mitglieddes Reichsrats .

Von den neun Mitgliedern , die das Kabinett Luther bis jetztumfaßt , gehören zur Rechten wenigstens drei : Schiele, Neu-
Haus und Kanitz. Dazu kommt noch ein vierter , wenn die
beiden freien Ressorts besetzt werden. Dr . Luther und Dr .
Stresemann sind ebenfalls Anhänger der Rechtskoalition , undder letzte Minister , der noch ernannt werden soll, dürfte auch
dazu gehören . So stehen von elf Minister . , wenigstens sechs,also mehr als die Hälfte , auf dem Boden einer Politik^ -die
parteipolitisch ihren Standort rechts vom Zentrum hat.

Reichskanzler Dr . Luther , der politisch wohl die neutralste
Persönlichkeit auf dem rechten Flügel des Kabinetts ist, wird,heute abend dem Reichstag sein Programm verkünden und nach
Abschluß der Debatte Anfang nächster Woche ein „Billigung?-
Votum " dafür entgegennehmen, für das eine Mehrheit heute
schon sicher ist. Die Deutschnationalen, die zuerst ein volles
Vertrauensvotum verlangt hatten , sich, aber mit der bescheide-
neren Form schließlich doch zufrieden gaben, haben für die
Abstimmung Fraktionszwang beschlossen. Das Zentrum hat
nur zugesagt , daß es die Annahme des Billigungsantrags
sichern werde, d . h. , daß die große Minderheit bega .,sshs .nOn
sichern werde, d . h. daß die große Mehrheit der Fraktion dafür
stimmen werde, aber die Minderheit behält sich ihre Stellung
noch vor . Die Demokraten haben sich ihre Stellung vorbe-
halten . Die Sozialdemokraten und Kommunisten werden
gegen das Billigungsvotum stimmen . Bei voller Besetzung
des Hauses könnte man vielleicht mit 250 biö 260 Ja -Stimmen
rechnen . Die Mehrheit reicht somit aus.

4-
DaS Kadinett Luther wird von der deutschnationalen und

der deutsch-volkvparteilichen Presse begrüßt , von der ersteren
allerdings mit der Einschränkung , daß es lediglich eine Etappe
zu dem $u erstrebenden staatsbürgerlichen Kabinett sein werde .— Die „Germania " wiederholt ihren bereits gestern einge-
nommenen Standpunkt, wonach die Haltung des Zentrunisvon den Taten des Kabinetts abhängen werde. Laut ..Berliner
Tageblatt " und „Bossischer Zeitung " hat Lie Deutsch-demo-
kratische ReichStagsfvaktion einstimmig einen Beschluß gefaßt ,
demzufolge sie dem Kabinett mit den schwersten Bedenken ge-
gen»lberstehe und sich ihre Stellung zu der RegierungSerklä -
rung vorbehalte. — In den Ausführungen des ..Vorwärts"
kommt noch einmal die scharfe oppositionelle Haltung der So -
zialdemokratie gegenüber dem Kabinett zum Ausdruck.

Der Reichspräsident an Marx
WTB . Berlin , 16. Jan . Der Reichspräsident hat an den aus

dem Amte scheidenden Reichskanzler Marx nachstehendes
Schreiben gerichtet :

„Hochverehrter Herr Reichskanzler. Mit aufrichtigem Be.
dauern habe ich in Genehmigung Ihres Abschiedsgesuches mit
dem beifolgenden Erlast uns von dem Amt des Reichskanzlers
entbunden . Das Jahr , währet , dessen Sie die Regierung
des Reiches geleitet haben, war eine Zeit ernster wirtschaftli-
cher und politischer Krisen und harter Hürdenvoller Arbeit.
Aber diese Arbeit war nicht vergeblich. Sie brachte unserem
Volke auf seinem Leidenswege zum ersten Male Besserung unh
Erfolg auf wirtschaftlichem wie politischem Gebiet. Wie ich
Ihnen schon am Neujahrstage zum Ausdruck bringen konnte ,
baben Sie , Herr Reichskanzler, reichen Anteil an den erreich-
ten Fortschritten . JPMt ruhiger und sicherer Hand, gestützt auf
reiche politische Erfahrungen und unter Einsetzen Ihrer gan.
zen lauteren Persönlichkeit haben Sie die Geschäfte des Rei¬
ches so geführt , daß Sie sich Anspruch auf den Dank des ge-
samten deutschen Volkes erwarben. Ich weiß, daß Ihre
schlichte Wesensart jede äußere Verehrung und DanWowekse
ablehnt und sich mit dem Gefühl der für « xs Baterland geta-



neu Pflicht begnügt . Es ist mir aber dennoch ein aufrichtiges
Bedürfnis , Mne » tiamenS de» Reichs für alles zu
danken , was Sie in dieser Zeit gleistet und erreicht haben ,
und Sie zu bitten , stets meiner herzlichsten Wünfche versichert
zu sein . Mit dem Ausdruck metner ausgezeichneten Hoch .
Schätzung bin ich Ihr sehr ergebener (gez . ) Ebert .

"

Englisch « Preffeftimmen
WTB . London, IS . Jan . Die Blätter nehmen »och nicht in

Leitartikeln zum neuen deutschen Kabinett Stellung , sondern
beschränken sich vorläufig auf die Wiedergab « der Ansichten
ihrer Berliner Berichterstatter , die im ganzen dahingehen ,
daß, das Kabinett Luther vom Standpunkt der deutschen In -
nenpolitik aus einem Ruck nach recht « bedeute ; datz aber die
Fortsetzung der bisherigen Außenpolitik durch die Anwesenheit
Stresemanns und Luthers gesichert sei.

Über die Politik d»S Zentrums
und die Stellungnahme der Zentrumspartei gegenüber der Re .
zierung Luther unterrichten folgende Zentrumspresseftimmen :

Der „Bad . Beobachter "
, das Hauptorgan des badischen Jen -

trums schreibt in einem Leitartikel :
„Die Richtlinien für dir Innen , und Außenpolitik , die sei.

nerzeit der Reichskanzler Mar » aufgestellt hatte , gelten «uch
heute noch in demselben Umfang » wü > in derselben Form wie
damals .

Das ist das erste und das zweite ist dieseS : Das Zentrum
geht keinerlei fraktionell « Bindungen gegenüber diesem Ka -
binett ein . ,

Damit '
lehnt das Zentrum «ine Koalition im Sinne eines

parteimäßigen . Zusammenschlusses mit denjenigen Parteien ,
die in der neuen Regierung vertreten sind , ah .

"
Die Berliner „Germania " schrieb am Mittwoch abeird ,

das Zentrum bleibe bei dem selbstverständlichen Standpunkt ,
datz darüber , in welcher Form der Regierung Luther ein Ver .
trauensvotum ausgestellt werden soll , ein endgültiges Urteil
erst abgegeben werden könne, wenn die Regierungserklärung
vorliege . Das Zentruni sei aber bereit , einer Formet bei-
zutreten , die die allgemeine Zustimmung des Reichstags zu
der Regierungserklärung zum Ausdruck bringe , vorausgesetzt ,
datz die Regierungserklärung annehmbar sei . Die letzte Ent¬
scheidung des Zentrums hänge von d« Zusammensetzung und
dem Programm der Regierung ab . Aber heute schon lasse
sich lagen , datz das Zentrum der neuen Regierung in völliger
Freiheit gegenüberstehe . Luther wolle ein überparteiliche »
Kabinett bilden , obwohl die Art der Verhandlungen den Ein »
druck erwecke, als ob er die Bildung einer parlamentarischen
Regierung erstrebe . Für das Zentrum sei die neue Regie ,
tung l « in « parlamentarische . Es habe nur dem Plan zuge -
stimmt , die Verbindung mit dem Parlament durch einen Ange -
hörigen der Fraktion herzustelle » . Das habe das Zentrum
auch deshalb geta » . um die Bemühungen Luthers nicht schei .
tern zu lassen , da dieser ohne solche Mitwirkung des Zentrums
keinen Auftrag annehmen wollte . Eine grundsätzliche Ableh-
nung des Zentrums hätte also jode Aussicht auf Lösung der
Krise vereitelt . Die Bemühungen des Zentrums seien noch
anderer Richtung gegangen , aber das Zentrum wolle den letz-
te» Ausweg nicht versperren , denn grundsätzliche Opposition
widerstrebe dem Charakter des Zentrums . Wer die neue
Regierung müsse sich darüber klar sein , datz sie vom Zentrum
nur noch nach ihren Taten beurteilt und behandelt ôevden.
würde .

Die Politik d«r Deutschen Bolkspartei
»st in der letzten Zeit dermaßen wid « rspruchsvoll gewesen , daß
verschiedene Organe der Partei sich zu sehr ernsthafter Kri¬
tik veranlaßt sahen . Reuerdings beteiligt sich auch die „Ba¬
dische Presse" an dieser Kritik, indem sie zusammenfassend
schreibt :

„ ES stellt sich je länger je «lehr heraus , daß es >lur einige
führende Persönlichkeiten der Deutschen Bolkspartei sind , die
mit klarer Zielsetzung aus dieser Krise zu einer grundsätzli¬
che» Entscheidung auf lange Sicht gelangen mÄhten Zu
diesen Wenigen glauben wir außer dem Parteiführer These «
mann auch den badischen Vertreter Dr . Curtius rechnen zu'

.dürfen . Die Mehrheit der Fraktionen in den Parlamenten des
Reiches und der Länder mag zwar glauben , einmütig auf den
Richtlinien der Führer zu gehe» ; aus einer ganzen Reihe
von unmöglichen Vockfprüuge » ergibt sich aber , daß die Er -
kenntnis des letzten Zieles und der tieferen Gründe noch
nicht sehr in die Tiefe gedrungen ist . Bedenklich söllte die
Fraktionen ein Blick in diejenigen führenden Zeitungen ,na -
cheil , die als der Deutschen Volkspartei befreundet oder nahe .' * "

Pc
•

;;
"

. .
Volkspartei ja überhaupt nicht . Auch die „ Zeit " ist kein

stehend
die Vol

gelten . Eine Parteipresse im eigentlichen Sinne hat

Parteiblatt , sondern ein Blatt Streseinanns , von dein wir
trotz anderslautenden Versicherungen glauben annehmen zu
dürfen , datz er nicht mit allen Phasen der Entwicklung ein -
verstanden ist. Überall in der Presse nun finden sich Äuße -
rungen lebhaften Unmutes und der Kritik von der einen
oder anderen Seite her . Den Reigen eröffnete das größte
Blatt , über das die Deutsche Volispartei überhaupt verfügt ,
die ..Kölnische Zeitung "

, die zunächst in der Propagierung
des Bürgerblocks mit Leidenschaft die Ziele der Parteiführung

>sich zu eigen gemacht hatte . Die ..Kölnische Zeitung " » ahm
die Haltung der Reichstagsfraktion bei der Wahl des Reichs -
tagspräsidenten zum Anlaß ihrer Kritik . Man wird dem
Matt unumwunden zugeben müssen , daß die ' ReichStagSfrak -
tion ganz unsachlich und unlogisch verführ , als sie entgegen
dem Rat der Fraktionsführer mit einem eigenen Kandidaten
austrat . Im Mai stellte sich die Deutsche Volkspartei hinter
den Anspruch der Deutschnationalen , datz traditionsgemäß die
stärkste Fraktion den Präsidenten zu stellen habe . Run lehnt
sie diese Tradition ab . als sich die Sozialdemokraten darauf
stützten . Auch wenn man aber diese Tradition als falsch be-
zeichnen will und die Notwendigkeit betont , den Präsidenten
nach seiner sachlichen Eignung , nicht nach der Stärke seiner
Fraktion auszusuchen , so mutzte die Entscheidung zwischen
Löbe und Walraff von vornherein festliegen . Man erinnert
sich der Präsidentenkrisis vom vergangenen Reichstag , wo es
Walraff wegen ein paar Kommunisten nicht gelang , eine ge-
plante Regierungserklärung zur Durchführung gelange » zu
lassen und wo ein volksvarteilicher Parlamentarier in einer
-Berliner Zeitung einen Aufsatz mit der Überschrift veröffcnt -
lichte : „ Löbc kehre zurück ! " Die Deutsche Volkspartei erhebt
bei ihren Bemühungen unl die Bildung einer rein bürgerli -
chen Regierung de » Anspruch , daß sie sich von rein sachlicheil
Notwendigkeiten leiten lasse und daß eine unsachliche klasfen-
kämpferische Einstellung gegenüber der Sozialdemokratie ihr
durchaus fremd sei . Hier war eine Gelegenheit . Sachlichkeit
und Geist der Volksgemeinschaft praktisch zu beweisen . Diese
Gelegenheit wurde verpaßt .

Viel schlimmer war ein zweiter Fall , der gleichzeitig von
pfceic volksparteilichen „Siagdelmtgnchen Zeitung " und don
den ebenso eingestellte » „ Düsseldorfer Nachrichten " zum An -

' laß leidenschaftlicher Vorwürfe gemacht wurde . Den Aus -
«angspuilkt bor das Verhalten der preußischen Fraktion »er
Deutschen Holkspartei bei der nalionale » Kundgebung der
preuhiiche » Regierung am 1». Januar . An diesem Tage
durste eL keine parteipolitische Dissonanzen geben . Und es
war zweifellos ein starkes Stück, daß die volksparteiliche
Fraktion des Preuhenparlamentes rniS staatsrechtliche » Be¬
denken gegen die Weiterexistenz der Regierung Braun den

Sitzungssaal verlieh ; der Ministerpräsident sich zu einer
nationalen Protestkundgebung erhob. Wenn man es von der
in Demission befindlichen Reichsregierung nicht nur duldet ,
sondern fordert , daß st« in den entscheidenden außenpoliti -
schen Angelegenheiten mit ihrer Aktivität nicht nachläßt , so
müßte man aber auch von der preußischen Regierung nicht
nur ertragen , sondern geradezu verlangen , daß sie am Tage
des Vertragsbruches nationale Worte des Protestes fand .
Gegen «ine solch « selbstverständlich« Haltung zu demonstrieren
heißt die Parteipolitik über die vaterländischen Notwendigkei -
ten stellen , und es war erfreulich , daß wenigstens die Volks -
parteiliche Presse die Preußenfraktion daran erinnerte , daß
die Partei immer versprochen habe, daö Vaterland über die
Partei zu stellen . Nimmt man zu den erwähnten Fällen der
drei Zeitungen hinzu , datz stch in den ..Leipziger Neuesten
Nachrichten" Stresemann selbst gegen scharfe Anariffe der
Redaktion zur Wehr setzen mußte , datz ferner ein Blatt wie
das „Hamburger Freindenblatt "

, das immer mehr die In -
teressen des Gesamtliberalismus vertreten wollte , und das
Stresemann selbst sich jüngst als Sprachrohr für sein innen -
politisches Programm ausgesucht hatte , heute wieder auf
Grund der jüngsten Erfahrungen mit Entschiedenheit zur lin -
ken Nachbarpartei der Deutschen Volkspartei hinüberwendet ,
so sollten das doch für die verschiedenen Fraktionen der
Volkspartei im Reich und in den Ländern gar nicht mehr
mißz » versteh «nde Zeichen sein .

"

Deutscher Reichstag
WTB . Berlin , IS . Januar .

Beginn nachmittags 4 Uhr . Auf der Tagesordnung stehe, »
zunächst die Anträge verschiedener Fraktionen auf Vorlag «
eines Gesetzentwurfes über die Einrichtung von Arbeitsge -
richten .

Wg . Rädel (Komm . ) bekämpft die Anträge , mit denen nach
semer Meinung nur die Beseitigung der Gewerbe - und Kauf -
mannsgerichte bezweckt werde .

Abg. Hülser (Dt . Rat . ) begründet den Antrag seiner Par -
tei . Bei dem von ihr verlangten Arbeitsgericht soll ein Schlich-
tungSversahren nicht ausgeschlossen sein , die Arbeitsgerichte
den ordentlichen Gerichten angegliedert werden , aber alle
Vorzüge der Kaufmanns - und Gewevbegerichte behalten .

Die Anträge werden schließlich dem sozialpolitischen AuS-
schütz überwiesen .

Abg . Budjuhn (Dt . Rtl .) begründet hierauf Anträge seiner
Fraktion , die Maßnahmen zum Schutze , zur Erhaltung und
Förderung des gewerblichen und kaufmännischen Mittelstan -
deS verlange » . Der neue Reichstag müsse mehr als der frü -
her « an der Verwirkliung der Versassungsbestimmung arbei -
ten , die dem Mittelstand den Schutz des Reiches verheißt .

Abg . Esser (Zentr . ) tritt für Zentrumsanträge zum Schutze
deS Mitelstandes ein . Eine ausführliche Begründung sei
heute nicht zweckmäßig . EL sei zu wünsche» , daß die Ausschuß -
beratungen ein günstiges Ergebnis haben . Abg . Bartschat
(Dem . ) behält . sich die Begründung der deinokratischen An -
träge für de» Ausschutz vor .

Abg. Krätzig ( So, ;. ) erwartet von Reichstagsdebatte « keine
Hilfe für de » Mittelstand , solang « die treibhausmäßige Ent -
Wicklung der Kartelle durch die Parteien der Rechten geför -
dert wird ^. •

Abg . Frau Schröder ( Soz . ) bekämpst die Anträge , der Rech¬
ten , mit denen den jugendlichen Gefangenen die Erlernung
eines Handwerks im Gefängnis unmöglich gemacht werden
soll. .

'
. » .. .

Nach weiterer Debatte werden die Anträge dem Volkswirt -
schaftlichen und dem Finanzausschuß überwiesen . &

Es folgen die Anträge zwecks Aufbesserung der Renten für
die Kriegsbeschädigten und Kriegshinterbliebene » .

Abg . Weber -Düsseldors (Komm . ) begründet einen kommu¬
nistischen Antrag und bezeichnet die Anträge der übrigen
Parteien als durchaus ungenügend .

Abg . Roßmann <Svz . ) verlangt eine wesentliche Erhöhung
der Renten . Kein Kriegsbeschädigter dürfe künstig schlechter
gestellt sein , als er eS sein würde , wenn er nach dem alten
Mannschaftsversorgungsgesetz versorgt worden wäre .

Die Anträge werde» dem zuständigen Ausschuß überwiesen .
Hierauf kommen die Anträge über die sozial « Versicherung

und den Arbeiterschutz zur Beratung .
Abg . Rädel (Komm . ) bekämpft die Anträge der übrige »

Parteion als unzureichend . Ein wirksamer Arbeitexschutz werde
erst möglich sein , wenn diese Ausgaben den Betriebsräten
übertragen werden . Die Sozialversicherung niuß vollständig
umgestaltet werden .

Abg. Karsten (Soz . ) erwartet vom neue « Reichstag bessere
Arbeit für Sozialrentner , als wie sie der alte geleistet habe .
In erster Linie ist eine wesentliche Verbesserung des Arbei -
terschubes notwendig . Die vielen Ausnahmen von der Sonn -
tagsrnhe im Handelsgewerbe müßten wieder beseitigt wer -
den . In der Sozialversicherung seien vor allem Reformen
der Unfall - und der Invalidenversicherung notwendig .

Damit schließt die Aussprache . Die Anträge werden dem
sozialpolitischen Ausschuß , die dann folgenden Aufwertung ^-
antrüge ohne Debatte dein Auswertungsausschuß uberwiesen .
Debittelos werden ferner angenommen die Anträge , die die
NegierunL auffordern , schleunigst Gesetzentwürfe zur B̂ekämp¬
fung der Geschlechtskrankheiten , über Ausnabmetarife der
Reichsbahn uud de » Entwurf eines Perwahrungsgesrtzes vor -

(
ulegeu . Der Schankstättengesetzentwurf wird dem Ausschuß
ür Bevölkerungspolitik überwiesen .

Um 7 Uhr vertagt sich das Saus aus Freitag Abend 6 Uhr .
Aus der Tagesordnung steht die Entgegennahme einer Erkln -
rnng der ReichSregierniig -

Die Regterungsbilduug in Hesse «

Darmstadt , Jan . Di « alte Koalition znnschen Zentrum ,
Demokraten und Sozialdemokraten in Hessen ist nunmehr
endgültig erledigt . Das Zentrum hat beschlossen, sich unter
keinen Umständen mehr an der früheren Koalition zu beteili -
gen . Ferner beschloß das Zentrum , die groß « Koalition in
Hessen anzustreben . Welche Kombination nun anstelle d«r bis -
herigen Koalitionsregierung tretcn wird , ist jedoch noch völlig
unklar . Ein « aus Zentrum , Landbund und Deutscher Volks -
Partei gebildete Regierung würde nur über 29 Stimmen gegen
32 der Demokraten und - Sozialdemokraten verfügen . Ein
hessischer Bürgerblock mit den Deutschnatioiialen verfügte über
«ine Mehrheit von 2 Stimmen gegenüber der Opposition aus
Demokraten und Sozialdemokraten .

tit preußische » Demokraten gegen Rothe. Die Demokraten
haben im preußischen Landtag eine Interpellation eingebracht ,
in der das Staatsministerium gefragt wird-, ob der Professor
der Berliner Universität Röth «, noch da? Ansehen und da ?
Vertrauen verdiene , das sein Amt als akademischer Lehrer
ersordere . Di « Interpellanten behaupteil . Professor Rothe
habe in einer in Allenstein gehaltenen Rede mit Bezug auf
die Revolution vo» einer Horde von Verrätern gesprochen , die
de » heiligen . Boden des Vaterlandes unterwühlten , und «S ser -
tig gebracht hätte » , urdeutsches Kulturlauo ohne Schwertstreich
auszuliefern und Deutschland wehrlos und ehrlos zu machen .
Der Niagdcdurger Preetz habe vo» neuem bewiesen , woher
der Dolchstoß im 1M18 gekommen >ei.

Iturze « schritten
Da « »« utfch -polnifche Wirtschafisprovisori » ,,, . Die deutsch .

Regierung hat durch den deutschen Gesandten in Marsch^
der polnisches Regierung ihr« Zustimmung zu dem vorläu -
figen Wirtschaftsabkommen ausgesprochen . Die polnische Ne»
g'erung hat am Donnerstag gleichfalls ihre Zustimmung **dem Abkommen gegeben .

Steigerung d«r Erwerbslosenzahl . In der Zeit von Mitte bisEnde Dezember 1924 ist die Zahl der Hauptunterstützungs .
empfänger in der Erwerbslosensürsorge vo » 468 000 auf529 000 , d . h . um rund 15 Proz . gestiegen . Die Zahl der Zu,
schlagsempsänger stieg von 606 000 aus 710 000.

* * 6 « «laß de« Todestages Karl Liebknechts bildeten sicham Donnerstag in Berlin am Bülowplatz mehrere Züge ju»
^ endlicher Kommunisten , die mit Sowjetfahne » durch die Stra ,
tzen zogen . Vor dem Moabiter Untersuchungsgefängnis de ,monstrierte ein Zug von mehreren hundert Personen , durchderen Rufe di « Gefangenen unruhig wurden und den von
der Straße her ertönend «» Rusen antworteten . Bald darauferschien ein Aufgebot von Schupo , das die Demonstranten üer»
streute .

Die Stadtverordnetenversammlung zu Dresden » ahm di«
äLahl des neuen Präsidiums vor. Zum Stadtverordnetenbor »
steher wurde in der engeren Wahl der Rechtsanwalt Kohtman «
(DR .) gewählt . Erster Vizevorsteher wurde Mischer lSoz .Z,
zweiter Holst (DVP . ).

Der kommunistisch«. Abgeordnete Kay ist aus Wien nach
Berlin abgereist , nachdein er sich verpflichtete , sich zu der am
5. Februar gegen ihn anberaumten Ve »Handlung wegen Fäl¬
schung von Reiseausweisen wieder in Wien zur Verfügung
deS Gerichts zu stellen.

Herabsetzung der Gemeindesteuern
Im Vollzug einer Aktion auf Ermäßigung der steuer ».

lichen Lasten für die Bevölkerung , welche vom Reichs »,
finanzminister ausging , war den Länderregierungen emp-
fohlen , auch ihrerseits Möglichkeiten zu schassen , die eine
Herabsetzung der Landesstenern gewährleisten . Es war
weiterhin angeregt , in gleicher Weise bei den Städtever »
waltungen Vorstellung zu erheben . Selbstverständlich
wollte diese vom Reich ausgehende Anregung bei keiner
verantwortlichen Stelle in deren "Husmnbigkeiten . ein -
greifen . Der badische Innenminister hat unterm 21 . No¬
vember 1924 in einÄn Erlaß , den Städten gegenüber die -
ses Problem erörtert und dabei selbst hervorgehoben , wie
heute , im Gegensatz zur Friedenszeit , die . Städte mancher -,
lei neue Belastungen auferlegt bekommen haben . Schied -
lich , friedlich in Form einer in loyalem Geiste gemachten
Anregung war dies geschehen . Und die Antwort ?

Die Stadtverwaltung der größten Stadt deS Landes
fuhr grobes Geschütz ans, Sie sagte der badischen Re - ^
gierung , sie solle erst einmal hei sich nach dem rechten
sehen. In Unem chohl vom Städtcverband ausgehenden
Artikel wird gesagt , der Erlaß des Innenministeriums
gehe an der Tatsache stillschweigend vorüber , daß die .
schwere Belastung der Wirtschaft nicht durch Gemeinde -
Umlagen , sondern durch Landesstenern hervorgerufen |
worden sei . Es wird also dem Innenministerium verargt , ;
daß es in politisch ernster Zeit einer Anregung des Reichs - .
finanznlinisters nnd der Landesregierung folgend , den |
fraglichen Erlaß herausbrachte und von dieser Tatsache
im ..Staatsanzeiger " Ken« t»»s gab .

Eine andere größere Stadtverwaltung zeigte durch-,
aus Verständnis für die Situation . Sie schrieb : „ Eine
Senklmg der Gemeindesteuern im Anschluß an die Er - ^
Mäßigungen der Reichs - und Landesstenern ist durchaus
erstrebenswert , zuletzt auch aus gemeindepolitischen Grün -'

den . Es wird deshalb nichts unversucht bleiben , um
dieses Ziel zu erreichen .

" ' Aus den weiteren Darlegungen
dieser Zuschrift geht hervor , welche Schwierigkeiten dabei '

im Wege stehen , wie schließlich aber doch es möglich sei ,
der Forderung nach allgemeinen Erleichterungen gerecht
zu werden .

Was nun die allgemeinen zu dieser Frage gemachten
Presseaussuhrungen anbelangt , so ist richtig , daß die
jetzigen Steuersätze des Landes gegenüber den Umlage -
sätzen der Städte des Landes , für die Jahre
1914 und 1924 gemessen, beim Staat ein ungünstigereK
Bild zeigen , als z . B . bei der Stadt M . Vor dem Kriege
erhob das Land eine Vermögenssteuer vom Grundbe -
triebsvermögen in Höhe von 11 Pf . pro IM M . Stener -
wert . Dieser Satz beläuft sich heute aus 32 Pf ., progressiv
steigend bis 44 Pf . Der Steuerfuß der Stadt M . betrug
1914 von 100 M . Steuerwert 37 Pf . und soll für 1924
auf 40 Pf . festgesetzt werben . Gegenüber der Behauptung , :
das Land Baden habe bei Bemessung seines Anteils an
den Überweisungen aus den Reichssteuern sein ganzes
noch im Jahre 1919 stark erhöhtes Aufkommen aus der
gesamten Peiinögenssteuer sich sichergestellt und darüber
hinaus in Form einer Grund - und Gewerbesteuer sich
neu,» Steuerquellen geschaffen, ist zu bemerken , daß auch
diese Ausführung zwar richtig , aber nicht vollständig ist.
Tie für die Verteilung der Überweisungen an Reichs-,
Einkommens - und Körperschastsstenern zwischen Ländern
und Gemeinden maßgebenden Verhältniszählen umfassen
beim Land das „Soll " der für das Steuerjahr 1819 an -
gesetzten Einkommenssteuer und der gesamten Vermögens -
stener mit Einschluß der außerordentlichen Zuschläge zu
beiden Steuern ; bei den Gemeinden das „Soll '" der für da>
Steuerjahr 1919 angesetzten Umlage aus Einkommen und
Kapitalvermögen zuzüglich einer Steigerung von 89
V. H >, wobei alle bis zum 10 . März 1920 beschlossenen
Umkageerhöhungen angerechnet wurden . Wenn also in
der Verhältniszahl des Landes die Vermögenssteuer ent -
halten ist, dann findet sich in jener der Gemeinden dit
oben erwähnte Erhöhung des Gemeindesteuersolls für
1919 um 30 v. H. Außerdem aber hat das Land von



seinem Anteil an der Einkommens - und Körpersck« fts -

fteucr 8 v . H. in den Lastenausgleichsstock abzuführen .
Hessen Erträgnisse den finanzschwachen Geineinden des
Sandes ausschließlich zugute kommen .

Die Gerechtigkeit gebietet aber auch, daran zu denken ,
welche Lasten den größeren Städten de « Landes seit der
Staatsumwälzung aus den Staat übertragen worden find.
U. a . hatten auf dem Gebiete der Volksschule früher die
Städte den gesamten Personalaustvand einschließlich jenem
für die Fortbildungsschule zu tragen . Jetzt liegt dieser
Auswand zu Lasten des Staates , soweit er gesetzlich ge¬
boten ist. Die Städte wurden hierdurch ganz erheblich
entlastet. Mannheim z. B . hatte im Jahre 1914 für die
Volksschule einen reinen Gesamtaustöand von 4 711 000
Mark, im letzten Jahre einen solchen von 3151000 M.
Der persönliche Auswand für den Schulbetrieb bei der
Volksschule in dieser Stadt belief sich budgetmäßig 1914
auf 2 716000 M ., jetzt, d. h. im letzten Jahr , auf 727 000
Mark. Tie Verminderung dieses Postens bei der Fort -
bildungsschnle ging von 89 000 auf 17 000 M . Dein-
gegenüber steht allerdings eine durch die Neuregelung im
Steuerverteilungsgesetz êingetretene Mehrbelastung der
Gemeinden au dem Aufwand sür Realanstalte» , Höhere
Mädchenschulen , Gewerbe- und Handelsschulen.

Der Austonnt» der Städte für Verzinsung und Tilgung
der Anleihen ist infolge des Wähningszerfalles fast voll-
ständig fortgefallen. Aus dem Voranschlag einer größeren
Stadt ist zu ersehen , daß im Jahre 1914 für Schulden
dienst über 5 Millionen Mark notwendig waren , im
Jahre 1924 nur noch 135 000 M . Dafür aber sind den
Städten mif anderen Gebieten erhebliche neue Ausgaben
entstanden. >vie z . B. auf jenen der Erwerbslosenfürsorge ,
Wohlfahrtspflege «nfc Wohnungsfürsorge . Die Ausgaben
auf diesen Gebieten haben sich sehr vermehrt .

Es ist also durchaus unbestritten , daß die steuerlichen
Ansprüche der Kommunen an die Einwohner selbstver¬
ständlich ihre innere Berechtigung haben, es kann aber
auch die Besserung der finanziellen Lage der Kommunen
nicht bestritten werden. Es war eine Überprüfung der
Gebührnisse für wirtschaftliche Leistungen der Gemeinden
und eine solche Uber Sondersteuern durchaus am Platze.
Jedenfalls >var , wenn seitens der StaatsverlvaltunZ hier-
zu eine Anregung gegeben worden ist . damit nicht die Ab -
licht verbunden, der Gemeindewirtschaft die erforderlichen
Steilermittel strittig zu machen . Eine gesund « und von
sozialem Grundsätze geleitete Gemeindewirtschaft läßt sich
mir erhalten , wenn der Gemeindehaushalt seine Stabilität
zu behaupten vermag.

Es wäre ein Fehlschluß , wollte sich der Minister des
Innern b£i seiner Stellungnahme zur Finanzwirtfchaft
der Städte von engstirnigen Beweggründen leiten fassen .
Das lag bei der Hinausgabe des fraglichen Erlasses nicht
in ferne , Absicht. Wohl aber, lag und liegt heute noch
Ursache geiiug vor, Reichs - , Staats - und Gemeiudestenern

i« ei» der Tragfähigkeit der Wirtschaft angcpas,i«s Ver¬
hältnis zu bringen . Wo im einzelnen die Notwendigkeit
hierfür vorliegt , in ivelchem Müh diesem Erfordernis
Rechnung getragen werden kann, das ;u prüfen ist eben
die Aufgabe aller in Füh ung mit dein öffentlichen Dienst
stehenden Personen . - >

Vadiscker Lsndtsg
öffentlich « Landtag «° Sitz » »s

Tie nächste Plenarsitzung des Lan >dtags findet am Diens -
tag , 20 . Januar , vormittags 9 Uhr statt . Me Tagesordnung
ist folgere :

I . Mündlich « Berichte des HaushaltsauSschusseS und Bera¬
tung icher

1 . den Gesetzentwurf über die Regelung des Staatshaushal¬
tes für die Ja ^ re 1924 und 1005 . Berichterstatter Abg . Witte¬
mann ;

2. den Gesetzentwurf über die staatliche Verbürguitg von
Hypotheken zur Förderung des Baues von Kleinwohnungen .
Berichterstatter Abg . Dr . Glöckner ;

3. den Gesetzentwurf über die Beteiligung an Kaligewerk¬
schaften in Baden . Berichterstatter Abg . Mar « « :4 . die Denkschrift des Ministeriums des Innern über die
Entwicklung der Bad . Krastverkehrsigesellschaft . Berichterstat -
ter Abg . Wittemann ;

5. den Antrag der Abg . Gebhard u . Gen . , Hagelversicherungbetr . Berichterstatter Abg , Weißhanpt ;
0 . den Antrag der Abg . Dr . Schofer u . Geu . auf Gesetzent -

Wurf über die Abänderung deK Gesetzes von 30 . Juli 1924 über
Bürgschaften des Landes Boten für Darlehen an landwirt -
schaftlich« Organisationen , an Einkaufsgenossenschaften des
Haitdwerks und des Handels , sowie an Verbrauchergenosse »-
schaften <Konsumvereine ) . Berichterstatter Mg . Viarum ;

7 . den Antrag der Abg . Gebhard u . Gen . , Kreditgewährung
an die bad . Landwirtschaft betr . Berichterstatter Abg . Witte -
man « ; ~

8. die Mitteilung deL Staatsministeriums vom 21 . Nolle in-
der 1824 Nr . 18110 , die Avhbr der Rechnung des' R -echnungs -
Höfs für 1923 . Berichterstatter Abg. Freidhof ;9 . das Verzeichnis der in ter Zeit zwischen der letzten
Sitzung des Landtags 1928/ 24 (8. August ) und dem Zusam¬
mentritt des Landtags 1024/25 (7 . November ) erteilten Ad¬
ministrativkredite . Berichterstatter Mg . Wittemann .

II . Begründung und Beantwortung der förmlichen Anfra -
gen ter Abgeordnten !

1 . Klaiber u . Gen ., den Hautelsvertr <rg mit Spanien betr .
2 . Weber u .Gen . , die Wiederaufnahme des Zinsen , und

Schuldendienstes der bad . Eisenbahnschuldenverschreibungeit
betr .

3 . Maier -Heidelberg u . Gen . , Ausgleich zwischen Lsbensmit -
telpreisen nnd Löhnen und Gehältern betr .

4. Weitzchaupt u>. Gen ., iic Einfuhr von Zuchtvieh , insbeson -
dere Zuchtfarren aus der Schweiz betr .

5. Martin u . Gen ., >das Kindererhvluiigsheiin bezw . den
Truppenübungsplatz Heuberg betr .. und damit in Verbindung :

Mündlicher Bericht d« S Haushaltsausfchufses und Beratung
Wer dit ! Anträge der Abgeordnet « »

a) Dr . Matte ? u . Gen ., die Zuführung des eheinaligeUTr »tppe »übungsplatzes Henberg seiner früheren Zweckbestini .
mung betr .

b ) Maxtin u . Gen . , die Wieder ^uteilung des ehemaligen
Truppenübungsplatzes Heuberg zun « Landesfinanzanit Karls -
ruhe betr .

Die ei», theologische « FriihöahrsprüsvnSen sind folgenderma .
ßen festgelegt ; die Meite Psüstchg . beginnt am 30. März , di«
erste am 20 . April .

Verschiedenes
Da « Luftschiff .L »S Angele «"

Lo»WTB . Lakehurft , 15 . Jan . ( Funkspruch ) . Das Luftschiff
Angeles " flog nach Baltimore an der <!hesapeake-Bu «ht, wo e«
für die Nacht an dem Ankermast des Tenders Patoka veran¬
kert wurde .

WWS Lakehurft , IS . Jan . Nach erfolgreicher Bevankeruitg
am Mast des Tenders Patoka in der Chefapeace -Bucht ist da «
Luftschiff Los Angeles nachts hierher zurückgekehrt .

Londoner Rebel
WTB . London , IV . Jan . Die Stadt ist seit gestern in dich -

tem Nebel gehüllt , der die übliche Verwirrung im Stvatzen -
verkehr zur Folge hatte . In vielen Stadtteilen mußte der Ver -
kehr wieder vollkommen eingestellt werden . Der Zugverkehrmit London hat Verspätungen erlittene

Dandel und Mirtsckatt
Berlin -« Devisennotierungen

16; Jan . I» . Ja».
OkfD ®«li> « riet

Amsterdam 100 G . 169.38 169 .80 169.34 169.76 '
Kopenhagen 100 Kr . 75.01 £ 5 . 19 74:68 74.86
Italien . • 100 L. 17.06 17 .10 17 .19 17.23
London . . 1. Pfd . 20 .61 20 .11 20.07 20 .12
Newyork . ID . 4.19 4.21 4.19 4 .21
Paris . . 100 Fr . 22 .70 22 .76 22 .50 22.56
Schweiz . 100 Fr . 80 .75 80 .95 80 .82 81 .02
Wien lOOOOOKr . 5.90 5.92 5 .90 5.92
Prag . . 100 Kr . 12.59 12 .63 12.59 12.63.

Zuteilung !!b«rall 100 . Prozent

Der Londoner FeingotdpreiS . Nach einer Bekanntmachmtgder Devise ,ibeschaffung -Zstelle vom 13. Januar d. I . betragtder Londoner Goldpreis sür eine Unze Femgold 87 sh Ick,
bezw . sür ein Gramm .Feingold 33M76 pence .

Staatsmizeiger
Die Internationale Polizeitechnische Ausstellung

in Karlsruhe 1925.
In der Zeit vom 7. . bis 21. Juni 1925 findet in Karlsruheeine Internationale Polizeitechnische Ausstellung statt . Die

Ausstellung wird , außer dem Gebiet der sog . Sicherung ?-
industrie , das gesamte Gebiet der Polizei einschließlich der
Gendarmerie und zwar sowohl den uniformierten wie auchden nicht uniformierten Dienst umfassen . Zweck und Aufgabeder Ausstellung soll sein , zu zeigen , ivie die Grundsätze der
modernen Technik geeignet sind , unter dem Gesichtspunkt der
Wirtschaftlichkeit und des technischen Fortschritts jene Leistun -
gen moderner Poli .iei zu verwirklichen , die bei der gesteigerten
Intensität des Verbrechens lind bei der international wie lokal
durchzuführenden polizeilichen Vorbeugung und Abwehr ein
Erfordernis in allen Kulturstaateu geworden sind.

Die Ausstellung wird nach der nachstehend abgedruckten
Übersicht in meinem Auftrag im Zusammenwirken mit der
Freien Bereinigung für Polizeitechnik vom Landesgewerbeamt
und vom Landespolizeiaint in Karlsruhe durchgeführt werden .
Als Ausstellungsraum ist von der Stadt Karlsruhe die städti -

V-Mtches T.andeschemer
SPIELPLAN '. 18 . - 26 . JANUAR 1925

Unter musikalischer Leitung des Generalmusikdirektors Ferdinand Wagner -Nürnberg
SONNT . Fidelis ü ' / , b . n . V . io UHR
* E 14 . Tb .-Gero . 4001 — 4500 , 5001 — 5100 . (7 . —-.), Florestan : Theo Strack

von der Staatsoper Dresden a. G . a . A .
MONT . , In der Neueinstudierung . I Teil 7 — ' J4 ti UHR

Volksbühne 5 . (4 .50 .)
Unter musikalischer Leitung des Generalmusikdirektors Ferdinand Wagner -Nürnberg
DIENST . Aida «»/, — ' /. ' « UHR
* Th .-Gem . 5101 — 5600 . Gleich/, . Sond .-Gr . d . Volksb - (6 .— .) Aida : Alice Orff -

Solscher vom Stadttheater Mainz a . G . a . A .
Unter Leitung des Generalmusikdirektors Ferdinand Wagner -Nürnberg

mittw . Sonder - Sinfonie - Komert des
7V _ 9 UHR

Kad . Kaudestheaterorchefter »
Th .-Geni . 501 — 8co , 1001 -— 1500 . {4 . 50 .) Werke von Haydn uiwi Heger .

oonnt .
Intermezzo 7 - 10 UHR

* C 15 , Th .-Gem. 5601 —6000 . (6 .— .)
FREIT . Inder Neueinstudierung : ftlltft I - Teil 7— s/i ' 1 UHR

Volksb . 5 . (4 . 50 .)
SAMST - Neueinstud . : Htftj Jlt ' d btt 7 b . n ^ /^

' l UHR
* F iz Th .-Gem . HL Soiulergruppe . (4 . 50 .)

SONN "t N ueinsiid Dyk Schvdtek VSN Anftdltd 6^ t>^ .v^/,UHR
Ope ? von Cornelius

Hierauf : zum erstenmal : Pj ? rr0tS
Ballett -Pantomime in einem Akt . .Dichtung und Musik von Herrn . Noetzel' G 14 . Th .-Gem . 6001 — 6100 u . I . SoDdergroppe . <7 .— .>

MONT . In der Neueinstudierung : jrilttft I -,Teil 7 —-*/ t Tl UHR
Volksb . 5 . (4 .50 .)

IM KONZERT HAUS :
sonnt . ( 18 .) ßiebfrauenmilch 7 b . %. uhr

* <3 -80 .)
SONNT . (S5 -) Neueinstudierung : tUrtllCT 7 — IO l ' HR

Lustspiel nach Scribe , neue Beaibeitung v . Stockbausen .
Vorrecht für Umtausch der Vorzugskarten und Vorkaufsrecht dcr _ Abon¬nenten und Inhaber von Vorzugs !:arten am Samstag , den 17. Jan . ,nachm . *1,4—6 Uhr , allgemeiner Vorverkauf und " weiterer Umtauschvon Montag , 19 . Jan . an - Auslosung der Karten für die Teilnehmerder Theater -Gemeinde jeweils am Vortag der Aufführung in der Ge¬

schäftsstelle (9—1 , 4—6 Uhr )-

Badtlches
S.andescheater

Samstag , 17 . Januar . 7 b . n . 3/ .ll Uhr . M . 4 .50 . Aufler Abonn .
Th . -Gem . 4801 —5000 und I . Sondergruppe .

Neueinstudiert : Köllig Richard deP Dritte . Drama von Shakespeare .

• u . Prlmt -

i « Mannheim
0 . 6. 6.
Flanken» .47

Ftrrupr . 3305
I R. Maler & Co., Q. m. bH-

»tttiva . GOWrkeröWngsbilanz aus 1 . 3anuar 1924 . Pas » v « .

1 . Geschäftseinrichtung
2 . Bantgebäude A 2 und JJ 4 • . .
3 . Kassenbestand . Sorten , Reichsbank -

und Postscheckgitthaben . . . .
4 . Aufgewertete .Hypotheken der Pfand -

brief -Teilungsumsse - 37244 751 .—
5 . Aufgewertete Kommunaldarlehen

der Kommunalobligationen - Tei -
lungsmasse 1062 938 .— . . . .

6. Hypothekendarlehen auf FcingAld -
grundlage . . . . . . . . .

7 . Wertbeständige Kommuiialdarlehen
8 . Forderungen : .

ä) bei Banken . . . 186 .42
b ) Lombardforderung 892 .45
c) sonstige hih K-

rungm 7 . ■' 8148616 .21
9. WertpapieretdaruntereigeiiePfa : ^

briefe und Kommunalovllgationcit
R .-M . 75512 — » . . . . . . .

1V. Wertpapiere und Forderungen des
Pcnito nsfonds und der S tiftungut

R .-M .
20000 .—

600000 .—

59 897 .67

3 028 . -
32000 .—

8188 695 .08 |

119 475 .45

5 003 .—
9 028 099 .201

6000000 .-
5000 .-

1 . Aktienkapital :
Stammaktien . .
Vorzugsaktien .

2 . Reservefonds
3 . LiquidationS ' Konto der Pfandbriefe

37 244 751 .—
4 . LiquidationS ' Konto der Kommunak -

obligationen 1 062 938 .— . . . .
5 . Kreditoren
6 . PenfionSfonds uud Stiftungen . .
7. Beamte,tunterstützungsfonds . . .

R .-M .

6005000 .—
2 888 678 .49

46902 .71
83003 .—
25J5 .—

M a u it h e t m , deit 18 . Dezember 1924 . Der Vorstand .
« a « l- « ,»» » lauensench « »«tr .

- iLachdeu» unter dem . Viehbestände des Molkerei -
besitzers Ludwig Rayer in Karlsruhe , Rüpvurrer »
strafe 102, die Maul - und Klauenseuche ausgebrochen
ist, werden hiermit mit sofortiger SSirfiing folgende
Anordnungen getroffen : Z 37

A . Tpcrrdezirk .
Das Seucbengehöft bildet cineit Sperrvezirk mit

den aus §§ ^ 6l ff . der Ausführungsvorschriften zum
ReichSvichseuchengesed sich ergebenden Wirkungen

B . Otvdachtnngsgebiet .
Der durch die Wiesen -, Kriegs -, Ettliitger -, Fautcn -

bruch- und Mittelbtuchstrahe begrenzte Teil der Süd -
stadt in Karlsruhe bildet das Beobachtungsgebict mit
den aus §§ 165 sf . der Ausführungsvorschriften zum
Biehseuchengesetz sich ergebenden Wirkungen .

Karlsruhe , den 14. Januar 1925 .
BeMsamt . - Polizei » «» , »!» « B . O . g . 4 .

Mrtallbetteil |
Stahlmatr ., Kinderbett., direkt
an Privat «, Katalog 78 R frei .
EisenmSbelkabrikSicht «Thür .,

» irchysfeu .

PappÄ ' öaWtz -MW
Die Gemeinde Kirchhofen

( Amt Staufen ) verkauft
freihändig : D .S24

58 Stuck Pappeln mit
zusammen 182 Fm . in 4
ganz gleichen Losen .

Die Pappeln liegen an
der « öbli » entlang .

Entfentung von btt
Bahnstatioit .Krozingen S
Km .

Schriftliche Angebote 64#
spätestens DUuitog , de»
2« . Jamiar 1925 an den
Gemeinderat Kirchhofen ,
welcher auch Auskunft er»
teilt , erbeten .

Die Bieter bleiben fünf
Tage an ihr Angebot
gebunden .

Kirchhofen, 1 . Jan . 1925»
Der Gemeiud««»t:

Robert Binninger ,
Bürgermeister .

III
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sche Ausstellungshalle (nutzbare Fläche 4 » XI Quadratmeter )
zur Verfügung gestellt worden.

Anmeldungen für die Aufteilung wollen für deutsche Be-
Hörde« und industriell« Aussteller bi» IB. März , für auslän¬
dische Behörden und Aussteller bis 1. Mai d . I . an die Aus -
stellungSleitung in Karlsruhe , Karl -Friedrich -Ttratze IT, ge¬
richtet werden . Bon der Ausstellungsleitung werden Aus -
stellungsbestiinniungen u . Anmeldebogen auf Anfordern Porto-
frei zugesandt . Dabei darf darauf hingewiesen werden , daß
auf die Beteiligung nicht nur der größeren PolizeidienWstellen,
sondern auch der kleineren Polizeiverwaltungen und solcher
auch kleinerer gewerblicher Aussteller , bta au» der Praxis
ihrer Erfahrungen zur Ausstellung beisteuern wollen, Wert ge»
legt wird.

Als Regierungskommissär für die Ausstellung und bei der
Ausstellungsleitung habe ich den Polizeireferenten in meinem
Ministerium , Oberregierungsrat Dr . Barck, bestellt.

Karlsruhe , den 13. Januar 1926 .
Der Minister de» Innern

R e m m e l e.
Internationale Polizeitechnische Ausstellung Karlsruhe 1925

Einteilung der Ausstellung . (Ausstellungsprogramm ) .
* A . Allgemeine Abteilung .

I . Strabenpolizei :
1 . Allgemeiner Strafen » und Streifendienst :

Uniform der Polizei - und Gendarmeriebeamten (Da »
stellung durch Modelle, Photos und andere Abbildungen ),

d) Waffen der Polizei » und Gendarmeriebeamte « .
c) Sonstige Ausrüstung (Schliehzeug, Signctlgerät , Taschen-

lampen u . dergl. ),
<l ) Wache , Wachlokal und sein« Ausstattung (Darstellung

durch Modelle, Pläne , Photos und andere Abbildungen ) ,
e ) Begleit- und Schutz -Hund>ew«sen (PhotoS, Dienstanwei -

fungen für den Gebrauch der Hunde , Geräte zu ihrer
Ausbildung ).

2. Verkehrspolizei :
a ) Automatische und personelle Verkehrsregelung (Ver¬

kehrszeichen , Vorschriften, Bilder , Pläne , Modelle und
Originale ) ,

d) Überwachung des Kraftfahrverkehrs (Erkennungszeichen
u . dergl. ),

c ) Überwachung des sonstigen Fahrzeugverkehrs (Pferde -
fuhrwerke , Fahrräder ) ,

<! ) Überwachung des Luftverkehrs,
e ) Leitsätze für das Publikum .

5!. Polizeimelder usw ., -Fernmeldetechnik :
a ) Polizei melderanlagen . Notrufanlagen ,
b ) Notrufkommando, Einsatzwagen,
c ) Radio im Dienste der Polizei .

4. Unfalldicns : : Pui jvutchcr uujalljiielfrfa . i :,. uiun (jen
und Bekanntmachungen iibex erste Hilfe bei verschiedenen
Unfällen . Verbandkasten. Transportmittel . Normale
Einrichtungen bei einer Polizeistation .

Feuerineldedienst und -einrichtungen .
II . Fahndung ?- und Kviminaldienst :

1 . Besondere Ausrüstung und Bewaffnung der Fahndung »-
und Kriminalbeam » tn (Schutzwaffen, Schutzpanzer usw. ).

2. Polizeiarrestlokale (Modelle, Pläne . Photos ) ,
3. Fahndungspresse . Steckbrief , öffentliche Aufrufe , Fern -

Photographie und Radio,
4. Polizeiliches Einwohner - und Fremdenmelde Wesen,
5 . Besonderer Fahndungsdienst der Gendarmerie ,
6. Grenzfahndungsdienst .
7 . Bahnstroifdienst, PoftüberwachungSdienft usw.,
8. Spürhundewesen (KrimincXlhunde ) .

III . Erkennungsdienst :
1 . Daktyloskopie,
2. Photographie :

» ) Aufnahme von Lichtbildern (einzelne Apparat « und
sonstige Einzeleinrichtungen , auch Fil mapparat «, Licht-
bilderwerkstätten ),

d) Fernübertragung von Lichtbildern,
c) VevvielfältigungSverfahren .

8. SignalementAehre ,
4 . Tatort - und Spurensicherung :

a ) Absperrung , Sicherung ,
b) Belehrung des Publikums durch bildliche Darstellungen

und durch .Stichworte über Absperrung ton Tatorten
usw.

v. Verfahren zur Feststellung Vermißte « und unbekannter
ter Toter .

6 . Zigeunerpolizei .
IV . Sittenpolizei :

1 . Oraane und Einrichtungen der Sittenpolizei , Dienstvor«
schriften,

2 . Polizeifürsorgewesen (weibliche Polizei ) , Dienstvor -
schriften,
3 . Statistik , zahlenmäßige und graphische Darstellungen ,

4 . Bekämpfung von Schmutz und Schund .
V . Nahrungsmittel - und Gesundheitspolizei . Marktpolizei :

1 . Einrichtungen und Apparate zur Untersuchung von Nah-
rungS - und Genuhmitteln ,

2 . Proben von Fälschungen, ^ Newichts - und Quantitätsver -
Mehrungen , Verunreinigungen usw .,

3 . Bekäinpfungs - und Desinfektionsmatznahmen (Borschristen
und Anweisungen , auch durch die Presse und durch An»
schlüge, Abbildungen , etwaige Apparate ) ,

4 . Statistik . M
VI . Polizeischulwesen, einschließlich Gendarmerieschulen :

1 . Theoretische und praktische Ausbildung der Beamten (sche.
matische Darstellungen über Lehrpläne usw.),

2 . Lehrmittel (Vorträge , Lehrfillm- und Lehr-Lichtbrtdv
sowie sonstige Anschauungsmittel ) ,

3. Körperliche Ausbildung : Turnen , Schwimmen und Sport .
VII . Polizeihundeschule:

Ausbildung und Geräte , Photos und Modelle.
VIII . Polizei - und Kriminalstatistik :

(Außer den unter IV und V4, im unmittelbaren Zusam¬
menhang mit den betr . Einrichtungen zu zeigenden Sta¬
tistiken.)

IX . Litemtur und Presse (Fachzeitungen)
über die Gebiete von 1 bi» VI II einschließlich.
B. Gewerblich« AuSstellun« der Sicherun gsindustrte

einschließlich der für das Polizeiwesen und den Selbstschutz
wichtigen, sonstigen technischen FabrikationSaebiete .

I . Mechanische Sicherungen :
1. Riegel,
S. Schlösser, insbesondere Sicherheitsschlösser,
8. Mechanische Kassenschrank -Sicherungen ,
4. Gitter , feste und verschiebbar«,
5. Rolladen-Sicherungen ,
8 . Krampenverschlüsse,
7. Mechanische Läutewerk«,
8 . Selbstschüsse .

II . Elektrische Sicherungenz . v
1. Kür Arbeitsstrom,
2 . für Ruhestrom,
8. für Arbeits und Ruhestrom.
4 . Selenzellen - und ähnliche chemische Sicherunge «,
K. Teile von elektrischen Sicherungen , wie Kontakt«, Alarm -

Vorrichtungen, Stromquellen , Relais usw.,
6 . Schlosser kombiniert mit elektr. Alarmvorrichtungen .

III . Sonstige , das Polizeiwesen und den Selbstschutz betref-
sende technische Erfindungen und Neuerungen .

IV . Feuermeldeanlagev
V . Wächterkontroll-Einrichtungen .

C. S «aderau »stell« n» der Polizeibehörde «.
(Rur für legitimierte Besucher zugänglich.)

Diese AuSstellungSabteilung
'
umfaßt alles , was au» den Ge-

bieten von A bis B nicht öffentlich gezeigt werden kann, etn-
schließlich Literatur .

Di « Internationale Polizeitechnisch« AuSstell ««»
Karlsruh « 1S2S.

Freie Vereinigung für Polizeitechnik — Bad . Landesgewerbe«
amt — Bad . Landespolizeiamt .

Reichs -

Gründungsfeier
der baöischen Regierung "

cSsKKtas , de« lSJrnw « ! 1Q25 , 4wv
im großen Festhallesaal

unter Mitwirkung des Landestheaterorchesters
(Leitung : Generalmusikdirektor Wagner )

Vortragsfolge :

1. Tod und Verklärung
Tondichtung für großes Orchester von Richard Strauß , Op . 24

2 . Festansprache

r Dr. Walter lßötz von Mi MeWt Leipzig
3 . Deutschlandlied

Die gesamte Bevölkerung der Landeshauptstadt
Karlsruhe wird zur Teilnahme an der Feter eingeladen

Eintritt unentgeltlich

Das Staatsministerium

V

Badische Lichtspiele
für Schule und Volksbildung
Konierthaus

Mit den Zugvögeln
nach Afrika -

Q !
Samstag , den 17. Januar, nachmittags 4 Uhr und
abends 8 Uhr — Dienstag, den 20 . , Mittwoch den 21 .,
abends 8 Uhr — Mittwoch auch 4 Uhr nachmittags

Vorverkauf : Musikhaus Müller , Kaiserstraße
Preise : Mark 170 , 1 .50 , 1 . —, 0 .60 — Studierende
und Schüler zahlen gegen Ausweis halbe Preise

Der Eislauf
in Wort und Bild

Von

FR . KEMM
Tutninspektor in Bruchsal

Mit zahlreichen Abbildungen und farbigem . Umschlagsbitf

Preis Mark 1. 50

Praktisches , leichtverständliches Hand - und Lehibüchlei *

zur Einführung und Weiterbildung in der Kunst
des Schlittschuhlaufens

Verlag G . Braun G . m . b . H -
Karlsruhe i. B., Karlfriedrichstraße 14

Braun , Karlsruh :

!
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